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Berlin, den 25. Februar. Ihre Königliche Hoheit die Frau 
Prinzeſſin von Preußen iſt von Weimar, und der Generals 
Major und Kommandant von Küſtrin, von Corvin⸗Wiersbitzki, 


von Küſtrin hier angekommen. 


— 

Politiſche Wochenſchau vom 17. bis 25. Februar. 

Am 17. Februar fand nachträglich die Vereidigung des Cultus⸗ 
Miniſter v. Ladenberg auf die Verfaſſung ftatt; nach und nach find 
auch jetzt fämmtliche Beamte der verſchiedenen Miniſterien vereidigt 
worden. — Die vorberathende Finanz⸗Kommiſſion der I. Kammer 
hat beſchloſſen, die Verwerfung des Einkommenſteuergeſetzes zu bean⸗ 
tragen. Der Credit von 18 Millionen, vom Kriegsminiſter gefordert, 
iſt bewilligt worden. Am 15. Febr. iſt das Geſetz zur Einführung 
der allgemeinen Deutſchen Wechſel⸗Ordnung erſchienen. — Graf 
Dzialpnski, bekannt als Führer der Inſurgenten bei Kurnik, iſt im 
Koſtener Kreiſe nach Erfurt gewählt, er wird, nachdem er den Proteft 
wegen Einverleibung der Provinz in Deutſchland ausgeſprochen, fein 
Mandat ſofort niederlegen. — Die demokratiſche Partei in Berlin 

at ihr neues Statut vollendet: Wiedererlangung der Grundrechte und 
Freiheiten des Volks, welche demſelben nach den Maͤrzverheißungen 
zuſtehn, beſonders des allgemeinen Wahlrechts. — An die Landräthe 
der rheiniſchen Provinzen iſt eine Verfügung erlaſſen, die ſie aufmerk- 
ſam macht, daß ſich wieder eine Menge Emiſſäre zeigen, die aus 
Frankreich zu uns herüber kommen. — Wie es heißt, ſoll Heinrich 
von Gagern eine hervorragende Stellung ſeitens unſerer Regierung 
in Erfurt zugedacht ſein. — Die Waffenſtillſtaudsverhandlungen mit 
Dänemark haben noch zu keinem Reſultate geführt, noch ſchwebt die 
wöchentliche Kündigung, mit einer neuen Blotade unſerer Oſtſee⸗ 
Häfen, über unſerm Haupte — Unſere Schutzmittel dagegen beſtehen 
in: 3 größeren Fahrzeugen, 21 Kanonenſchaluppen und 6 Kanonen⸗ 
jollen, die Daͤniſche Flotte beſteht dagegen aus 119 Schiffen mit 1148 
Kanonen — alſo etwa das Verhältniß der Anhalt-Deſſauiſchen Ars 
mee gegen die Ruſſiſche. 

Deutſchland.— Nach der zwiſchen Mecklenburg und Preußen 
abgeſchloſſenen Militair⸗Convention werden die Mecklenburg. Truppen 
dem 3. Armee: Gorps unter General von Wrangel einverleibt werden. 

Braunſchweig. Der Abgeordneten-Verſammlung iſt der un⸗ 
ter dem 1. Dec. abgeſchloſſene Vertrag über den Anſchluß der dieſſeiti⸗ 
gen Truppen an die Preußiſche Armee zur Beſtatigung vorgelegt worden. 

Frankfurt. Die Matritularbeiträge werden jetzt ziemlich prompt 
nachgezahlt, ſo daß die Bundeskaſſenvertretung alte Schulden für be⸗ 
ſtellte Schiffe in England hat bezahlen können. — Die Akten des Sep⸗ 
tember⸗Prozeſſes, die Ermordung des Fürſten Lichnowski und von 
Auerswald betreffend, ſollen intereſſante Geheimniſſe der Umſturz⸗Par⸗ 
tei enthüllen. — Der geſetzgebende Körper hat den Magiſtrat zum 
Anſchluß an das Drei⸗Königsbündniß aufgefordert, — zugleich wird 
behauptet, daß in dieſem Falle die Bundes⸗Kommiſſion ſich von dort 
ver würde. (? 

* > der Kammer der Reichsräthe iſt das Geſetz we⸗ 
gen der Juden⸗Emancipation berathen und gänzlich verworfen worden. 
— Die Grundidee in dem Verfaſſungsentwurf für ganz Deutſchland, 
den man in München berieth, war die, daß Würtemberg unter Baiern, 
Sachſen unter Hannover zu ſtellen ſei, da die beiden kleineren eine ge⸗ 
ringere Lebensfähigkeit beſäßen; dieſer Plan iſt gänzlich geſcheitert. 

Sachſen. In der J. Kammer iſt der Gejeg: Entwurf zur Abs 
schaffung der Todesſtrafe mit einigen Modifikationen ſo angenommen 
worden, wie ihn die Deutſchen Grundrechte brachten. 5 

Rudolſtadt. Die Geſetzſammlung für das Fürſtenthum bringt 
das neue Geſetz wegen Beſteuerung des ſteuerfrelen Grundbeſitzes, 
demſelben ſchließt ſich die Beſoldungsſteuer an — in der That ein ko⸗ 
miſcher Scherz! gebe man doch den Beamten nicht mehr als ſie haben 
ſollen, ſo fällt wenigſtens die Einziehung der Steuer, die mehr oder 
minder doch mit Koſten verknüpft iſt, fort. i 

Oeſterreich. Das Miniſterium ift in allen Fragen, bis auf 
die der Reorganiſation Ungarns, einig. Seitens der Ungariſchen Ari⸗ 
ſtokratie find eine Menge Anträge geſtellt, zum Zwecke der ſchnelleren 
und beſſeren Pacifietrung des Landes, doch enthalten fie ſammtlich 
Forderungen, die man nicht gewähren zu können glaubt. — Nach einer 
Aeußerung des Handelsminiſters würden nun bald ſämmtliche Zoll⸗ 
ſchranken innerhalb des Staates ſelbſt fallen. — Die früheren Hon⸗ 
veds können und wollen ſich der Oeſterteichiſchen Subordination nicht 

ügen, es kommen die bedauerlichſten Erceſſe vor, namentlich da das 
Vernehmen derſelben mit den anderen Soldaten auch ſehr ſchlecht iſt. — 
ie Ofener Feſtungswerke ſollen wieder in Angriff genommen werden. 

Schweiz. Der Preußiſche Geſandte ſoll die beſtimmteſten Ans 
träge auf Erfüllung der Ausweiſungbeſchlüſſe vom 20. Juli und 19. 

v. gemacht haben, um fo mehr als in Baden namentlich eine Schr 
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gereizte Stimmung herrſche. — Viele Flüchtlinge, die ſich beim Bun⸗ 
despräſidenten wegen ihrer Ueberſiedelung nach Amerika gemeldet, er⸗ 
hielten Unterſtützungen und Freipäſſe bis Baſel. — Der Bundesrath 
erklärt ſaͤmmtliche Nachrichten über Drohungen und Interventionen 
fremder Mächte für unwahr, und verſpricht die Würde der Schweiz 
nach Außen zu wahren. 

Rußland. Die Reiſe des Kaiſers nach den ſüdlichen Gegenden, 
die Verlegung des Cabinets nach Warſchau, die immer größere Con⸗ 
zentrirung von Truppen am Piuth laſſen zum Frühjahr jedenfalls 
Conflitte ernſter Art erwarten, mit wem? darüber wird man irre, da 
man in Wien behauptet, daß Rußland beim Divan eine Anfrage ges 
ſtellt, ob die Pforte wohl der Ruſſiſchen Flotte den Durchgang durch 
die Dardanellen geſtatten würde? 


Frankreich. Die Lage Frankreichs im gegenwärtigen Augen⸗ 
blick erinnert an den Februar des Jahres 48. — Der Revolution gin⸗ 
gen damals auch die Wahlreform⸗Beſtrebungen voran, die die Regie⸗ 
rung unterdrücken wollte; die Republik ſchuf das allgemeine Wahlrecht, 
was man jetzt wieder ſo gern beſeitigen möchte. Den 24ſten will man 
mit einem Bankett feiern; Carnot, der Miniſter des Innern, hat es 
verboten, wie damals das Miniſterium die Reform-Bankett's verbot, 
die den unmittelbaren Anlaß zur Revolution gaben. Jetzt wie damals 
werden beſondere militairiſche Vorſichtsmaßregeln ergriffen — damals 
beſtritt Duvergier der Regierung das Recht, die Banketts zu verbieten, 
jetzt interpellirt Pascal Duprat das Miniſterium, wegen der, den 4 
Generalen ertheilten ausgedehnten Befugniſſe, namentlich ſofort den 
Belagerungszuſtand erklären zu können. Trotz aller dieſer Vorzeichen, 
möchte der 24. Februar dennoch ruhig vorüber gehn. Der 10. März, 
an welchem die Erſatz-Wahlen für die geſetzgebende Verſammlung 
ftattfinden, könnte zwar gleichfalls Bedenklichkeiten einflößen, doch 
werden die getroffenen militairiſchen Vorſichts- Maßregeln ihre Wir— 
kung nicht verfehlen. Die Anhänger des Präfidenten arbeiten auf 
eine ſofortige Abänderung des allgemeinen Stimmrechts hin, in den 
gouvernementalen Journalen wird die Nothwendigkeit hierzu lebhaft 
beſprochen. — Am 24ſten ſollte ein Trauer-Gottesdienſt ſtattfinden, 
nach den neueſten Nachrichten hätte die Geiſtlichkeit von Paris dies je⸗ 
doch abgelehnt. — Aus Straßburg wird gemeldet, daß die Wahlaus- 
ſchüſſe ſehr thätig, es habe eine Einigung der blauen Anhänger Ca⸗ 
vaignac's und der rothen Republikaner ſtattgefunden. Die Diskuſſio⸗ 
nen über das Unterrichts⸗Geſetz find ſehr lebhaft. Aus der Abſtim⸗ 
mung, durch welche der Art. 17. nach den Vorlagen der Regierung an⸗ 
genommen, folgert man eine Trennung der Majorität. — Die meiſten 
Nachwahlen in Paris werden auf Juni-Inſurgenten fallen. — Thiers 
ſoll geſagt haben: „entweder dem Socialismus oder dem lächerlichſten 
Despotismus, einem von beiden werden und müſſen wir in die Hände 
fallen.“ — Die immerwährenden Beſuche des Präſidenten in den Ka⸗ 
fernen erregen bei einem Theil der geſetzgebenden Verſammlung Bes 
ſorgniß. — Genug, alles deutet in Frankreich darauf hin, daß ſowohl 


Louis Napoleon, als auch die Rothen, nach einer Umgeſtaltung der 


jetzigen Verhältniſſe ſtreben. 

Italien. Die Unterſuchungs-Kommiſſion in Venedig entwickelt 
eine große Thätigkeit. Rom. 600 Perſonen aus den erſten Familien 
find binnen 24 Stunden verhaftet worden, es hängt dieſes mit den 
Ermordungen der Franzöſiſchen Soldaten zuſammen, welche faſt täg⸗ 
lich ſich ereigneten. An dem Carneval hat man ſich ſo gut, wie gar 
nicht betheiligt, weil die Maskenfreiheit ſehr beſchränkt war. 

Griechenland. Hier hat ſich in den Verhältniſſen nichts we⸗ 
ſentlich geändert, die Blokade der Griechiſchen Kuͤſten wird ziemlich 
ſtreng von den Engliſchen Schiffen geübt. 


Deutſchland. 


Poſen, den 26. Febr. Jedenfalls das wichtigſte Ereigniß der 
letzten Woche iſt der am 21. durch Freiſprechung der Mehrzahl der An⸗ 
geklagten beendigte Steuerverweigerungs-Prozeß, deſſen näheres Er⸗ 
gebniß die geſtrige Zeitung enthält. Die Entſcheidung iſt natürlich 
von den verſchiedenen politiſchen Parteien verſchieden aufgenommen 
worden. Beſtiedigt hat fie eigentlich keine Partei; die Demokratie iſt 
unzufrieden, daß überhaupt die Verurtheilung einzelner Angeſchuldig⸗ 
ten, wie Bucher, Plath, Nennſtiel und Carus ſtattgefunden; die Ab— 
ſolutiſten, daß nicht nur nicht alle Angeklagte ſchuldig befunden, ſon⸗ 
dern auch, daß nicht ſaͤmmtliche Mitglieder, die überhaupt den Be⸗ 
ſchluß der Steuerverweigerung gefaßt haben, in Anklagezuſtand ver⸗ 
ſetzt und vertheilt worden ſind. Wir unſererſeits wollen auch nicht 
mit unſerer Anſicht zurückhalten, wonach wir es vorgezogen hätten, 
daß wegen dieſer veralteten Sache Niemand belangt worden wäre. 
Wir haben immer den Steuerweigerungs-Beſchluß nicht nur für 
einen übereilten, ſondern auch für einen unpatriotiſchen Schritt 
unſerer früheren Abgeordneten gehalten, weil deſſen mögliche Wir⸗ 
kungen dem Lande viel größeren Nachtheil zufügen konnten, als dieje- 
nigen Maaßregeln der Staatsregierung, die denſelben herbeigeführt 
hatten. Für unfere Meinung ſchien uns ſchon der Umſtand zu ſpre⸗ 
chen, daß ein großer Theil der National⸗Verſammlung, darunter freis 
ſinnige Männer, dieſem Beſchluß ihre Zuſtimmung entzogen haben; 
ſie nahmen mit Recht Anſtand, der Anarchie, welche bei Ausführung 
des Steuerverweigerungs⸗Beſchluſſes unausbleiblich geweſen wäre, den 
Stempel der Geſetzlichkeit aufzudrücken. Wenn wir nun auch den 
Steuerverweigerungs⸗Beſchluß, deſſen mögliche verderbliche Wirkungen 
glücklicherweiſe an dem geſunden, geſetzliebenden Sinn der Mehrheit 
des Volkes zu Nichte geworden ſind, entſchieden mißbilligen, ſo ſind 
wir doch überzeugt, daß die demſelben vorhergegangene Schwäche 
und Unentſchiedenheit in den Maaßregeln der Staatsregierung den 
Uebergriffen der National-Verſammlung in die Exekutivgewalt gegen⸗ 
über hauptſächlich dazu beigetragen hat, die politiſch überſpannteſten 
Mitglieder dieſer Verſammlung zu den extremften Schritten zu führen. 
Denſelben wurde vom großen Haufen — wie dies ſtets in Zeiten po- 
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litiſcher Aufregung der Fall iſt — Beifall zugejauchzt, wodurch die 
Verſammlung ſich zu dem Glauben verleiten ließ, ſie habe die Sym⸗ 
pathieen des Volkes bei allen, auch den äußerſten Maaßregeln, für ſich. 
Daß ſie hierin geirrt, hat theils die Apathie, theils die Genugthuung 
bewieſen, mit der die verſchiedenen Parteien das klägliche Ende des 
Rumpfparlaments aufnahmen und ſich willig den Maaßregeln einer 
energiſcheren Regierungsgewalt fügten. Jedenfalls ließen ſich aber die 
Schritte der nach ihrer Auflöſung noch forttagenden Abgeordneten durch 
die damalige, von der Regierung ſelbſt durch ihre ſchwankende Haltung 
beförderte Verwirrung aller Begriffe über die Juſtändigkeitsverhältniſſe 
der geſetzlichen Staatsgewalten in ſo weit rechtfertigen, daß die Re⸗ 
gierung neuerdings von ihrer weiteren Verfolgung hätte abſtehen koͤn⸗ 
eg ſich etwas von ihrem Anſehen durch dieſe Großmuth zu 
vergeben. . 


5 — Zu den Gegenſtänden, mit welchen fich die Erſte Kammer 
in ihren letzten Sitzungen noch beſchäftigen wird, gehört auch die Re⸗ 
gierungsvorlage, betreffend die Regulirung der Verhältniſſe des Groß⸗ 
herzogthums Poſen. Wir hoffen, daß dieſelbe ſich mit den von der 
Staatsregierung gemachten Vorſchlägen, in Uebereinſtimmung mit der 
zweiten Kammer, einverſtanden erklären und ſo dem unſeligen Zu⸗ 
ſtande der Ungewißheit, in dem wir uns noch immer befinden und der 
auf Induſtrie und Geſchäftsverkehr der Provinz lähmend wirkt, ein 
Ende machen wird; wir glauben durch die Antecedentien der Kammer 
zu dieſer Annahme berechtigt zu ſein, zumal gemeldet wird, daß die Com⸗ 
miſſton der Kammer ſich ganz im Sinne der Regierung ausſprechen 
wird. Nicht verhehlen können wir uns hierbei, daß eigentlich dieſe 
ganze, für unſere Provinz ſo unendlich wichtige Frage durch die in 
jeder Beziehung ausgezeichnete Rede des Miniſters Manteuffel in der 
zweiten Kammer für die Einverleibung der Provinz in Deutſchland 
und gegen die Zerſtückelung derſelben entſchieden worden iſt, die, da 
ſie überall ſo recht ins lebendige Fleiſch ſchnitt, offenbar alles Inter⸗ 
eſſe verſchlang, den dürren, langweiligen Vortrag des Commiſſions⸗ 


berichterſtatters Brauchitſch vergeſſen ließ und eigentlich jede weitere 


Diskuſſion abſchnitt. Ueber die Aufnahme Poſens in den deutſchen 
Bund fand in der Kammer im Grunde keine Meinungsverſchledenhelt 
ſtatt, ein Pole, der Namens ſeiner Nation gegen die Verpflanzung 
des Großherzogthums auf deutſchen Boden proteſtirt hätte, war nicht 
mehr vorhanden, die Anweſenden erkannten ohne Ausnahme dieſen 
Punkt des Antrags als die Grundlage, auf der ſich die weitere } 


terung zu bewegen habe, an; die glänzende Deduktion der min 


Rede, wie die ſtaatliche Einheit Preußens, die innige politiſche Verbin⸗ 
dung Poſens mit dem Preußiſchen Staate nicht wohl ausführbar ſei, 
ohne Einverleibung auch des letzten Reſtes der Provinz in den deut⸗ 
ſchen Bund, konnte daher nur das Bewußtſein der Verechtigung der 
Verſammlung zu einem derartigen Beſchluſſe befeſtigen. Dagegen 
herrſchte bis zum Tage der Debatte eine große Ungewißheit darüber, 
ob die Majorität der Kammer dem Zerſtückelungsprojekte ihre Zu⸗ 
ſtimmung zu geben geneigt ſei oder nicht. Der Geſichtspunkt vorzüg⸗ 
lich, daß die obwaltenden Uebel- und Nothſtände in der Provinz Po⸗ 
fen ihren Grund urſprünglich und weſentlich in der Nationalität ha⸗ 
ben, welche der Zahl nach die überwiegende in derſelben und zugleich 
die unternehmendſte iſt, und es ſomit Pflicht des weſentlich deutſchen 
Staates ſei, jenes Uebergewicht durch Hebung und Verſtärkung des 
deutſchen Elements in jenen Landestheilen zu paralyſiren, dies aber 
mit Rückſicht auf die binnen Kurzem zum Geſetz zu erhebende Provin⸗ 
zial⸗Ordnung, die der überwiegenden Nationalität die geſetzlichen Mit⸗ 
tel an die Hand geben würde, auf geregeltem Wege die deutſche Be⸗ 
völterung ganz in die Lage einer beherrſchten zu verſetzen, am ſicher⸗ 
ſten und einfachſten durch die Zerſchlagung der Provinz zu bewerk⸗ 
ſtelligen ſei, hatte vorzüglich Viele für das Zerſtückelungsprojekt ge⸗ 
wonnen, und die uns zugegangenen Berichte von Abg. laſſen keinen 
Zweifel, daß, falls das Miniſterium ſo energiſch ſich dafür ausgeſpro⸗ 
chen hätte, wie es dies dagegen gethan, der Commiſſionsvorſchlag an⸗ 
genommen worden wäre. Die Rede Manteuffels verſcheuchte alle 
Bedenken, die das Fortbeſtehenlaſſen der Provinz in ihrer Integrität 
erzeugt hatte, denn ſie legte mit unwiderleglicher Klarheit dar, wie we⸗ 
nigſtens der gegegenwärtige Zeitpunkt durchaus nicht geeignet ſei, eine 
organiſche Aenderung in den Verhaͤltniſſen der Provinz vorzunehmen, 
und wie die Regierung bei nöthiger Vorſorge recht wohl im Stande 
ſein werde, die Ordnung in derſelben aufrecht zu erhalten und der 
Deutſchen Nationalität den nöthigen Schutz gegen Uebergriffe zu Theil 
werden zu laſſen. Sofern wir uns mit dem Inhalte der miniſteriellen 
Rede durchaus einverſtanden erklären, koͤnnen wir uns nicht verfagen, 
unſere Freude darüber auszuſprechen, an höchſter Stelle einen nach⸗ 
haltigen Wiederhall dieſer unſerer Anſichten gefunden zu haben, zumal 
wir aus dem Commiſſionsbericht der Zweiten Kammer erſehen, daß 
die Verwaltungsbehörden unſerer Provinz leider mit denſelben nicht 
einverſtanden ſind. In demſelben heißt es nämlich: 

„Am entſchiedenſten aber iſt das Projekt einer Zer⸗ 
ſchlagung der Provinz durch die Höheren Behörden der⸗ 
jelben, namentlich durch den Ober⸗Präſidenten d. Beur⸗ 
mann und den Regierungs-Präſidenten Kries befür⸗ 
wortet und als eine zur Herbeiführung beſſerer und eine dauernde 
Beſeitigung der bisherigen Zerwürfniſſe ſichernder Juſtände in der 
Provinz Poſen dringend anempfohlen worden, von jenem in ſei⸗ 
nen Berichten vom 1. und 24. Juni 1818, von dieſem in ſeinem 
Berichte vom 31. März 1849, welcher die Verhältniſſe der Pro⸗ 
vinz einer ausführlichen und gründlichen Beleuchtung unterzieht und 
dadurch zu dem ſchon gedachten Reſultat gelangt. Es wird dort an⸗ 
geführt, daß es Pflicht ſei, die Polen der fortdauernden Spannung 
und trügeriſchen Hoffnung auf Herſtellung eines Polenreichs zu ent⸗ 
ziehen, ſie, da das alte Vaterland unwiederbringlich verloren, für das 
neue zu gewinnen und ihnen darin mindeſtens eine Stätte zu bereiten, 
in welcher gerechte Klagen über materielle Nachtheile nicht vorkommen. 
Es müſſe alſo ausgeſprochen werden, daß eine Herſtellung Polens nie 


ſtattfinden werde, und überall, wo dergleichen Wünſche ſich wieder regen 
follten, muͤſſe man ihnen entgegentreten; und um jede Hoffnung der Po⸗ 
len auf einſtige Herftellung eines Polenreichs um jo ficherer zu vernich⸗ 
ten und die Verſchmelzung derſelben mit den Deutſchen zu befördern, 
ei es durchaus erforderlich, den Provinzialverband Poſen zu zerreißen, 
r jetzt dazu diene, ſie zu verbinden, um gemeinſame Unternehmungen 
terleichtern. Jene Maßregel werde, abgeſehen von jenem morali⸗ 
ro Eindruck auf die Polen, ſie in einen viel größeren Verkehr mit 
den Deutſchen bringen, ſo daß ſchon hierdurch unwillkührlich das 
Eindringen anderer Cultur, Anſicht und Sitte werde herbeigeführt 
werden, zumal wenn demnächſt der Verkehr mit den alten Provinzen 
durch Erweiterung der Communikations⸗Wege erleichtert und jeder 
Theil Poſens für die Einwanderung Deutſcher Elemente zugänglich ge⸗ 
macht werde.“ — 


CBerlin, den 24. Februar. Geſtern iſt auch vom Ober⸗ 
Tribunal der Verfaſſungseid geleiſtet worden. Waldeck hat ſich nicht 
ausgeſchloſſen. In dieſen Tagen wird ebenfalls die Vereidigung 
der Lehrer auf die Verfaſſung erfolgen; die Verfügung it bereits er⸗ 
laſſen. Die Wahlen für die erſte Kammer ſind, wie ich aus guter 
Quelle erfahren, bereits ausgeſchrieben und ſollen bis zum 16. März 

geſchehen ſein. Man ſpricht davon, daß ſich die Demokratie dabei be⸗ 
theiligen werde. Bei den Waylen der Gewerberäthe hat ſie vollſtän⸗ 

dig reüſſirt. 1 75 
Heut Abend iſt großer Ball bei dem Cultusminiſter von Laden⸗ 
berg; an 300 Perſonen ſollen Einladungen ergangen ſein. Ob unter 
anderen auch det Hannoverſche Geſandte dem Feſte beiwohnen wird, 
habe ich nicht erfahren können, glaube es aber kaum, da ja jetzt gerade 
Hannover feinen Ingrimm gegen Preußen laut und unumwunden außert. 

Sonnabend, den 30. Febr. findet bei Kroll das großartige Feſt⸗ 
eſſen ſtatt, das unſere Wahlmänner ihren Deputirten geben. Jeder 
Theilnehmer zahlt pro Couvert 1 Thlr. und leiſtet außerdem noch einen 

beliebigen Beitrag zur Dekorirung des Saales. Mau erwartet Außer⸗ 
ordentliches. Die Wahlmänner, welche der Gothaer Partei angehören, 
ſcheinen ſich, ſo viel mir bis jetzt davon bekannt geworden iſt, von dem 

Feſte fern halten zu wollen. 

Berlin, den 24. Febr. (Conſt. Z.) Die in dieſen Blättern öfter 
erwähnten Kalamitäten der Chauſſirung der Schönhauſer-Allee haben 
dem Vernehmen nach neuerdings zu einer Berathung im Magiſtrats⸗ 

Collegio Anlaß gegeben. Es ſoll aber dabei der Zweifel angeregt ſein, 

daß in dieſer Beziehung dem Magiſtrats⸗Collegio irgend eine Ver⸗ 
pflichtung zur Abhülfe obliege. Inzwiſchen iſt einer der Herren Stadt⸗ 
bauräthe zur genaueren Ermittelung des Thatbeſtandes veranlaßt 
worden. — Geſtern Abend verbreitete ſich im Geſellſchaftshauſe das 
Gerücht, es ſei daſelbſt ſo eben ein Polniſcher Graf wegen politiſcher 
Umtriebe verhaftet worden. Das wahre Sachverhältniß iſt jedoch Fol⸗ 
gendes: Auf der Eiſenbahn von Poſen nach Stettin war vor einigen 
Na en aus dem Poſt⸗Dampfwagen ein Poſt⸗ Geldbeutel mit circa 
3⁰0 Thlrn. entwendet worden. Der That dringend verdächtig war ein 
junger Mann, der früher als Aſpirant bei einem Poſtamte geſtanden 
und dem man, auf ſeine Bitten, in Poſen geſtattet hatte, die Reiſe 
von hier, wo er angeblich in Militärdienſte treten wollte, im Eiſen⸗ 
bahn⸗Poſtwagen mitzumachen. Hier ward ihm die Gelegenheit, das 

Poſtſtück zu entfremden, in Stettin verbrannte er die dazu gehörigen 

Briefe und Hüllen, und kam ſo mit dem Gelde hier an. Er ward zu⸗ 
nächſt auf dem hieſigen Bahnhofe als legitimationslos angehalten, und, 
da man von dem Verbrechen noch keine Kenntniß hatte, nur Behufs 

Feſtſtellung der Identität und ſeiner Recognition zur Polizei ſiſtirt; 

hier gelang es ihm jedoch zu entkommen. Da aber bald darauf die 

Kunde von dem verübten Diebſtahl einging, ward ſofort auf ihn vigi— 

litt. Er hatte ſich in das Geſellſchaftshaus begeben und dort eben ein 

Soupe für mehrere Perſonen beſtellt, als ihn die Polizei überraſchte. 

7145 90 Thlr. baares Geld fand noch bei ihm, für das Fehlende 

hatte er ſich bereits goldene Uhren, Ringe sc. angeſchafft. — In vers 

wichener Nacht hat der Sturm von dem Stettiner Kaffeehauſe auf 
der Prenzlauer Chauſſee die Zinkbedachung förmlich zuſammengerollt 
und in den Garten geworfen. Unter den Frankfurter Linden find meh⸗ 
rere Bäume umgebrochen. 

Berlin, den 25. Februar. Der heutige Staats-Anzeiger ent⸗ 
hält das Geſetz, betreffend die Verwaltung des Staatsſchulden⸗ 
weſens und Bildung einer Staatsſchulden⸗Kommiſſion 
und das Geſetz, betreſſend die Aufhebung der Grundſteuer-Be⸗ 

freiungen, beide vom 24. Februar 1850. 

Berlin, den 26. Februar. Der heutige Staats-Anzeiger ent⸗ 
haͤlt eine Bekanntmachung des Chefs der Preußiſchen Bank, Hrn. 
Hanſemann, unter Beifügung eines Auszugs aus dem am 22. d. 
M. in der General⸗Verſammlung der Meiſtbetheiligten vorgelegten Ver⸗ 
waltungsbericht der Bank für das Jahr 1849 nebſt der Vermögens- 
Bilanz vom 31. December 1849, daß die Zahlung der für den Dis 
videndenſchein Nr. 6 feitgefegten Dividende zum Betrage von 26 
Rthlr. 71 Sgr. vom 25. d. M. ab bei der Haupt- Bank hierſelbſt, fo 
wie bei den Provinzial⸗Comptoiren zu Breslau, Koln, Danzig, Kös 
nigsberg, Magdeburg, Münſter, Stettin und bei den Kommanditen 
zu Memel, Poſen, Stolpe, Elbing, Elberfeld und Krefeld, geleiſtet 
— Der vollſtändige Verwaltungs⸗Bericht wird den Bankantheils⸗ 

ignern in Berlin bei der Haupt⸗Bank, in den Provinzen bei den 
Bank-⸗Comptoiren und Kommanditen verabfolgt werden. 

— Aus beſter Quelle kann ich Ihnen die Nachricht geben, daß 
Herr v. Strotha definitiv zurückgetreten und an ſeine Stelle der 
Seen Lientenant v. Stockhauſen zum Kriegsminiſter ernannt iſt. 

ie offizielle Mittheilung davon wird unbedingt in den nächſten Num⸗ 
mern des Staatsanzeigers erfolgen. — In Folge der Erklärung des 
Herrn Miniſter v. Manteuffel in der Kammer, daß in Breslau und 
Magdeburg zum 6. April ein Aufſtand zu erwarten fei, find hier 
von beiden Städten Deputationen eingetroffen, um den loyalen Sinn 
der Bewohner zu verſichern. Jedenfalls können die Mittheilungen des 
Herrn Miniſters dadurch nicht an Glaubwürdigkeit verlieren, da er 
von ſeinem Standpunkte aus Gelegenheit hat, die Fäden einer Ver⸗ 
ſchwörung ſchärfer zu verfolgen, als dies ſelbſt für die möglich iſt, in 
deren unmittelbarer Nähe dieſelbe ſich entwickelt. Das Zeugniß jener 
Deputationen kann alſo nur für einen Theil der Bevölkerung jener 
Städte Geltung haben und den Beweis liefern, daß es an gutgeſinn⸗ 
ten Bürgern dort nicht fehlt, welche den finſterſchleichenden Verrath 
verabſcheuen und an ſein Vorhandenſein vielleicht nicht glauben kön⸗ 
nen. — Zum großen Bedauern aller Freunde der Kunſt wird der 
prächtigr Bau des neuen Domes, der ſchon ſeit längerer Zeit 
langſam gefordert wurde, weil es an Geldmitteln fehlte, von Neuem 
durch die Zerſtörungen der Spree aufgeſchoben werden, welche den 
Grund deſſelben vollſtändig verdorben haben. — Der Verwaltungsrath 
„des Volksdankes für das preußiſche Heer“ hat eine General Berech⸗ 
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nung der Beiträge, welche bis zum 1. Januar 1850 in ſeine Kaſſen 
gefloſſen ſind, zuſammengeſtellt. Es ergiebt ſich daraus, daß ſich 
dieſelben auf 28,773 Thlr. belaufen. (Magdeb. Correſp.) 

— Herr v. Schleinitz, Bruder des Miniſters der auswärtigen 
Augelegenheiten, bisher vortragender Rath im Miniſterium des In⸗ 
nern, iſt zum Präſidenten der Regierung in Bromberg deſignirt. Herr 
v. Manteuffel, Bruder des Miniſters des Innern, bisher Land⸗ 
rath, wird Präſident der Regierung in Merſeburg. Herr v. Maſ⸗ 
ſenbach, Schwager des Miniſter-Präſidenten Grafen v. Branden⸗ 
burg, wird Präſident der Regierung in Düſſeldorf. 


Apenrade, den 21. Febr. Unſere octroyirte Behörde macht in 
dieſen Tagen gute Geſchäfte. Die ganze deutſchgeſinnte Bürgerſchaft, 
die nach der Steuerpflicht berechnet 2, nach dem Grundbeſitz „5, im 
Verhältniß zur däniſchgeſinnten Bürgerſchaft, ausmacht, verweigert 
natürlich die rückſtändige Kriegsftener an das jetzige Waffenſtillſtands⸗ 
Regiment zu bezahlen und wird von Ehren Knudſen und Caspers der 
Reihe nach dafür ausgepfändet. (Nordd. fr. Pr.) 

Mainz, den 20. Februar. Heute Morgens um 7 Uhr hat die 
KK Oeſterreichiſche Mineur⸗Kompagnie unſere Stadt nach einer An⸗ 
weſenheit von 27 Monaten verlaſſen, um auf der Taunus⸗ und Nek⸗ 
kar⸗Eiſenbahn nach Darmſtadt und von da nach Olmütz, ihrem neuen 
Garniſonsorte, ſich zu begeben. Ein zahlreicher Generalſtab und die 
Oeſterreichiſche Muſik geleiteten die Mannſchaft nach Caſtel. Die Er⸗ 
ſatz⸗Compagnie wird morgen hier einrücken. 

Schweiz. 

Bern, den 15. Februar. „Daß der Preußiſche Geſandte, Herr 
v. Wildenbruch, am 12. d. M. eine längere Konferenz mit dem Baus 
des⸗Präſidenten gepflogen, hat feine Richtigkeit“, ſagte die „Schweiz. 
B.⸗Ztg“, welche ihre Nachrichten aus den bundesräthlichen Anticham⸗ 
bren holt. „Daß aber eine bedrohliche Note in Betreff der Flucht⸗ 
linge abgegeben worden“, glaubt dieſes Blatt als unrichtig bezeichnen 
zu können. Dann wird unter der Hand angedeutet, Neuenburg 
ſei plötzlich der Anknüpfungspunkt der Diplomaten geworden, bei dem 
ſie die Schweiz faſſen wollen. — Nicht überſehen werden darf auch 
die gegenwärtige Stimmung der Schweizeriſchen Preſſe. Man ſollte 
meinen, es ließen ſich wenigſtens aus den Kantonen des ehemaligen 
Sonderbundes Laute vernehmen, welche eine Intervention zu ihren 
Gunſten willkommen hießen. Aber weit entfernt! Liberal wie Kon⸗ 
ſervativ ſchließt ſich dem Bundesrath an; ein einziges ultramontanes 
Organ, der zweideutige „Obſervateur de Genéve“, wünſcht Oeſter⸗ 
reichiſche Truppen auf unſerem Gebiete zu ſehen. Dieſe Stimmung 
der Preſſe, welche nur der Ausdruck der öffentlichen Meinung iſt, kann 
den Kabinetten nicht entgehen und muß ſie zur Vorſicht mahnen. 

Bern, den 19. Febr. Die „Berner Ztg.“ ſchreibt: Es befinden 
ſich gegenwärtig noch etwa in runder Summe 1800 Flüchtlinge in der 
Schweiz; davon leben zwei Drittheile von eigenem Gelde, von ihrem 
Verdienſte oder von den Unterſtützungen, die ihnen vermittels der 
Hülfs⸗Komite's aus Deutſchland gereicht werden. Höchſtens 600, 
wir glauben aber nicht, daß es mehr als 4 bis 500 find, werden von 
der Eidgenoſſenſchaft erhalten. In Zürich und Bern befinden ſich die 
meiſten, jedoch ſo, daß in Zürich unverhältnißmäßig mehr von eige⸗ 
nen Mitteln, in Bern eine viel großere Zahl von Unterſtützungen leben. 


(Köln. Ztg.) 
Frankreich. 

Paris, den 21. Februar. (Köln. Itg) Der Minifter hat ein 
Rundſchreiben an die Präfekte gerichtet, worin er ihnen anzeigt, daß 
die Feier des 24. Febr. eben jo, wie voriges Jahr, in einer Seelen» 
meſſe und darauf folgendem Tedeum beſtehen ſoll. Er fordert ſie auf, 
dem Gottesdienſte, bei weichem die Armee und Nationalgarde durch 
Deputationen vertreten fein werden, beizuwohnen und die Staats⸗ 
beamten dazu einladen. — L. Napoleon begab ſich heute Nachmittags 
zwei Uhr in Begleitung eines zahlreichen Generalſtabes nach dem 
Marsfelde, um den Mannövern im Feuer der 6 Batterieen der hieſigen 
Beſatzung beizuwohnen. Auf ſeinem Ritte durch die Straßen wurde 
neben Vivats für die Republik der Ruf: Es lebe der Kaifer! häufiger 
als ſonſt gehört. — Die Polizei folk einer legitimiſtiſchen Verſchwö⸗ 
rung von größerer Bedeutung, als jene der Straße Rumford (was 
freilich nicht viel heißen will), auf der Spur ſein. — Es iſt von Er⸗ 
richtung eines neuen großen Militar-Commando's die Rede, an deſſen 
Spitze General Magnan (jetzt in Straßburg) geſtellt werden joll. 
Eben dieſer General wird auch, bis jetzt aber noch ohne Grund, als 
Nachfolger Changarnier's oder d Hautpoul's bezeichnet. 

— In der heutigen Sitzung der National⸗Verſamm⸗ 
lung beginnt die fortgeſetzte zweite Berathung des Geſetzes über das 
Unterrichtsweſen mit der wichtigen Frage über die künftige Rekruti⸗ 
rungsweiſe der Elementarlehrer. Die Kommiſſion will die Aufhebung 
der bisher beſtandenen Schullehrer-Seminarien und die Ausbildung 
der Schulamts-Candidaten in den Schulen ſelbſt unter der Leitung 
der im Amt befindlichen Elementarlehrer (unbeſchadet der Ausbildung 
von Schulamts⸗Candidaten durch die religiöſen Geſellſchaften); die 
Departements ſollen die beſtehenden Schullehrer-Seminarien nur pro⸗ 
viſoriſch, eine Zeit lang und unter Einholung der Genehmigung des 
Unterrichts Minifterd beibehalten dürfen. Rollinat (von der Lin⸗ 
ken) macht bemerklich, daß durch die Aufhebung der Schullehrer-Se— 
minarien dem Staat ein Haupteinfluß auf die Leitung des National 
Unterrichts genommen und dieſer daher mehr und mehr den Händen 
der Geiſtlichkeit überliefert werden würde. Der Unterrichts-Mini⸗ 
frer trägt darauf an, daß nicht die Beibehaltung, ſondern die Aufhe⸗ 
bung der Schullehrer-Seminarien von der Genehmigung der Regie⸗ 
rung abhängig gemacht werde, zieht jedoch auf den energiſchen Wider⸗ 
ſpruch der Kommiſſion ſeinen Antrag zurück, worüber die Rechte in 
unzweidentigen Aeußerungen triumphirt. Lagarde (von der Linken) 
verlangt im Gegentheil die Auftechterhaltung eines Schullehrer Semi⸗ 
wars in jedem Departement nach einer von Guizot herrührenden Ein: 
richtung. Der Antrag von Lagarde auf Beibehaltung der Departemen- 
tal⸗Schullshrer⸗Seminare wird mit 430 Stimmen gegen 192 ver⸗ 
worfen. Hierauf wird die Beſtimmung, daß die beſtehenden Semi— 
nare ſowohl von den Generalräthen des Departements, als auch auf 
den Bericht der akademiſchen Räthe vom Unterrichts-Miniſter aufge⸗ 
hoben werden können, worüber Parrien und die Kommiſſion ſich geei⸗ 
nigt haben, angenommen. — Das Kapitel über die Gemeinde 
ſchulen enthält als Hauptbeſtimmungen, daß jede Gemeinde eine oder 
mehrere Elementarſchulen unterhalten muß; daß jede Gemeinde eine oder 
mehrere ganz unentgeldliche Schulen unterhalten kann; daß die Ge⸗ 
meinde von der Verpflichtung, eine Elementarſchule zu unterhalten, 
entbunden werden kann, wenn ſie für die unentgeldliche Unterrichtung 
unbemittelter Kinder in einer Privatſchule ſorgen will. Das ganze 
Kapitel wird ohne viele Debatten angenommen; eben fo die Kapi⸗ 
tel über Mädchenſchulen, Elementar⸗Penſionate, Schulen für Er⸗ 
wachſene und für Lehrlinge, Sonntagsſchulen, Schulen in den Fabri⸗ 


len und Manufakturen, den Unterricht in den Hospitälern die öffent⸗ 
lichen Vorleſungen und andere niedere Unterrichts⸗Anſtalten, ſo wie 
endlich über die Kleinkinder⸗Bewahr⸗Anſtalten. 


Großbritanien und Irland. 

London, den 20. Februar. (Köln. Z.) In der geſtrigen Siz⸗ 
zung des Unterhauſes trägt Disraeli darauf an, daß das Haus 
in einer Gomitefigung eine Reviſion der Armengeſetze des vereinigten 
Königreichs in Erwägung ziehe, welche geeignet ſei, die Noth der acker— 
bauenden Klaſſen zu lindern. Seine und ſeiner Freunde Anſicht ſei es, 
daß die Aufhebung der Korn-Geſetze das Elend verurſacht habe und 
daß eine Wiederherſtellung derſelben das ſicherſte Mittel zur Abhülft 
dieſes Elends fein würde. An eine Wiedereinſetzung der alten Korn⸗ 
Geſetze laſſe ſich aber bei der Zuſammenſetzung des Parlaments fürs 
Erſte wenigſtens nicht denken. Die Veränderung, welche die Aufhe⸗ 
bung der Korn⸗Geſetze hervorgerufen, mache nun aber im Intereſſe 
der ackerbauenden Klaſſen ein verändertes Soſtem der Beſteuerung 
nöthig. Ueber die Natur des Grundbeſitzes ſeien die Meinungen ge⸗ 
theilt. Während Einige in politiſcher Beziehung einen Unterſchied 
zwiſchen Land und anderen Arten des Eigenthums machten, behaupte⸗ 
ten Andere, Land ſei nur als roher Stoff zu betrachten. Wenn die 
letztere Auffaſſung die richtige fei, warum wende man dann auf den 
Grundbeſitz nicht dieſelben Prinzipien an, wie auf andere rohe Stoffe? 
Dieſe Frage habe man oft geſtellt, aber keine Antwort erhalten. Die 
von ihm früher dem Hauſe vorgelegten Thatſachen hinſichtlich der Be⸗ 
ziehungen des ackerbauenden Jutereſſes zu der allgemeinen Beſteuerung 
ſeien nicht widerlegt worden. Er habe gezeigt, daß die zunächſt auf 
den Ertrag des Bodens in England angewieſenen Klaſſen, abgeſehen 
von den Beiträgen zu den allgemeinen Einkünften, allein in England 
zwölf Millionen Pfd. St. an Lokal⸗Steuern (mit Einſchluß der Grund⸗ 
ſteuer) zahlten. Man habe allerdings eingewendet, dieſes Real⸗Ei⸗ 
genthum ſei zu der Zeit, wo die Beſiter es erworben, der Armenſteuer 
unterworfen geweſen; doch verhalte ſich dies nicht fo in Beziehung auf 
Irland, Schottland und viele Theile Englands. Aber angenommen 
auch, jener Einwurf ſei hiſtoriſch richtig, — ſei darum ein ſolches 
Verhältniß bei den jetzt beſtehenden Geſetzen recht? Die Beſchlüſſe, 
welche er vorſchlage, ſeien folgende: 1) Die für die Armenhäufer im 
vereinigten Königreiche aufzubringende Summe (Establishment char 
ges) wird aus den allgemeinen Staats⸗Einkünften beſtritten. 2) Ge- 
wiſſe vermiſchte Abgaben, welche nominell unter die Rubrik des Armen⸗ 
Geſetzes fallen, jedoch nichts mit der Erhaltung der Armen zu thun 
haben, ſo wie z. B. für Eintragen von Geburten und Todesfällen, 
Geſchwornen-Liſten u. ſ. w., werden ebenfalls aus dem konſolidirten 
Fonds beſtritten. 3) Die Unterſtützungen für zufällige Arme im gan⸗ 
zen Königreiche werden ebenfalls aus der allgemeinen Einnahme auf- 
gebracht. Der Miniſter des Innern, Sir George Grey, Täugnet, 
daß die Lage der ackerbauenden Klaſſen fo ſchlecht ſei, wie Disraell ſie 
darzuſtellen verſucht habe. Es ſei kein Beweis vorhanden, daß das 
Elend, welches in Folge des Zuſammenwirkeus verſchiedener Urfachen 
in mehreren ackerbauenden Diſtrikten geherrſcht habe, noch fortdauere. 
Die Lage der ackerbauenden Klaſſen habe ſich im Gegentheil trotz der 
an manchen Orten übermäßigen Herabſetzung des Arbeitslohnes ver⸗ 
beſſert. Es erhelle dies, wenn man den bei den anderen Klaſſen ange- 
wandten Maaßſtab aulege, nämlich Verbrechen und Armuth (paupe- 
risınz pauper iſt derjenige Arme, deſſen Erhaltung der Gemeinde zur 
Laſt fällt). Der Vorredner habe die von der großen Maſſe des Real- 
Eigenthums aufgebrachten Beiträge mit denen, welche der Grundbeſitz 
liefere, verwechſelt, als wenn die zunächſt mit dem Grundbeſitz in Ver⸗ 
bindung ſtehenden Klaſſen ausſchließlich die Lat jener Abgabe truͤgen. 
Seit den Zeiten Eliſabeth's ſei das Real-Vermögen immer zu den 
Steuern herangezogen worden, während das Handels⸗Kapital frei aus⸗ 
gegangen ſei. Visraeli habe nicht erwähnt, daß die für Armen⸗Ab⸗ 
gaben auf dem Real-Vermögen beſtehenden Abgaben erleichtert worden 
feien und daß der größere Theil derſelben auf anderes Real-Bermögen, 
als auf den Grundbeſitz falle. Was die drei Vorſchlaͤge Disraell's 
augehe, ſo werde eine Uebertragung der Armenſteuer von den Gemeinde⸗ 
Beitragen auf die allgemeinen Staats⸗Einkünfte die größte Verſchwen⸗ 
dung zur Folge haben; eben ſo wenig könne er die Uebertragung eines 
Theiles der Abgaben auf den konſolidirten Fonds empfehlen. Hin⸗ 
ſichtlich der Unterſtützung der zufälligen Armen habe der Antragſteller 
nicht einmal eine ungefähre Berechnung der Ausgaben gegeben. Der 
ganze Betrag der auf dem vorgeſchlagenen Wege den ackerbauenden 
Klaſſen geſpendeten Unterſtützung werde unbedeutend ſein, und nichts 
ſei verderblicher für eben jene Klaſſen, als ſie daran zu gewöhnen, Bei⸗ 
ſtand vom Parlamente und durch Aufhebung der kleineren Laſten zu 
erwarten, ſtatt daß ſie Kapital und Energie an den Boden wendeten. 
Thaͤten fie das Letztere, fo erwieſe man jenen Klaſſen ein Unrecht, wenn 
man annehme, daß ſie nicht erfolgreich mit fremden Ländern concurri⸗ 
ren könnten. Aus dieſen Gründen widerſetze er ſich dem Antrage. 
Auf den Antrag Hm. Stafford's wird die Debatte über dieſen 
Gegenſtand auf Donnerſtag vertagt. 

m . Rammer:Berbandlungen. 
125ite Sitzung der erſten Kammer vom 23. Februar. 
Präſident von Auerswald. Eröffnung der Sitzung: 101 Uhr. 

Tagesordnung: 1) Bericht der Kommiſſion über Titel III., IV. 
V., VI. und VII. der Gemeinde-Ordnung, mit Bezug auf die Be⸗ 
ſchlüſſe der zweiten Kammer. 2) Bericht der Kommiſſion über den 
Geſetz-Entwurf, betreffend die Verwaltung des Staatsſchulden-We⸗ 
ſens und die Bildung einer Staatsſchulden-Kommiſſion. 3) Bericht 
der Kommiſſion über die Bewilligung eines Staats-Kredits von 18 
Millionen Thaler zu militairiſchen Zwecken. 4) Bericht der Kom⸗ 
mifjion über die Vorlagen der Königlichen Regierung, betreffend die 
Bewilligung eines Staats⸗Kredits zur Deckung des Deficits pro 1849, 
und den Geſetz-Entwurf, betreffend die Cautionen der Kaſſen- und 
Magazinbeamten. 

Auf der Miniſterbank: Kriegsminiſter v. Strotha. 

Nach Verleſung und Genehmigung des Protokolls geht die Kam⸗ 
mer ſofort zur Tagesordnung über. Hierbei werden zunächſt die 
Beſchlüſſe der zweiten Kammer über die Gemeinde-Ord⸗ 
nung ſämmtlich angenommen. Sodann geht die Kammer zum 
Geſetz⸗Entwurfüber die Staatsſchulden-Kommiſſion über. 

Abg. Knoblauch bedauert, daß das Finanzminiſterium bei der 
Berathung nicht vertreten iſt, und meint, es bekunde dies das Inter⸗ 
eſſe, welches von dieſer Seite dem gegenwärtigen Geſetze gezollt werde. 
Er erklärt ſich gegen die Beſtimmung des $. 1, daß die Hauptverwal⸗ 
tung des Staatsſchuldenweſens unter die „obere Leitung“ des Fi⸗ 
nanzminiſters geſtellt werde. Dieſelbe gefährde die Selbſtſtändigteit 
der Kommiſſion und verletze das Geſetz vom 17. Januar 1820. Er 
beantragt, ſtatt deſſen zu ſetzen: „unter der Oberaufſicht und Mitwir⸗ 
kung bes Finanzminiſters.“ 


Der Finanzminiſter v. Rabe, der indeß eingetreten ift, erklärt 

ſich gegen dieſen Antrag. Es verſtehe ſich von ſelbſt, daß keine Bes 

hörde im conſtitutionellen Staate beſtehen dürfe, ohne die Verantwor⸗ 

tung eines Miniſters. Auch ſei die Zeit zu kurz, um Aenderungen 
im Geſetze vorzunehmen, ohne das ganze Geſetz zu gefährden. 

Abg. Milde proteſtirt dagegen, daß die erſte Kammer nur dazu 
dienen ſolle, die von der zweiten Kammer berathenen Geſetze einzure⸗ 
giſtriren. (Beifall.) Er erkennt es aber an, daß feine Zeit zu Aende⸗ 
rungen mehr da iſt, und meint, daß das Geſetz den Staatsgläubigern 
eine Sicherheit geben werde, auch wenn es nicht ganz vollkommen ſei. 

Bei der Abſtimmung wird der 8. 1 unverändert angenommen. 
Ebenſo werden die übrigen Paragraphen nach den Beſchluͤſſen der 
zweiten Kammer angenommen. 5 - l 10 

Eine längere Debatte findet nur über die Beſtimmung des 8. 
ſtatt, wonach der Präſident der Oberrechnungskammer Sitz ‚und 
Stimme in der Staatsſchulden⸗Kommiſſion haben ſolle. Die Abg. 
Milde, Knoblauch, Magnus ſprechen beſonders dagegen, während der 
Finanzminiſter ſich zu wiederholten Malen für die Beſtimmung erhebt, 
indem er hierbei großes Gewicht auf den nahen Schluß der Seſſion 
legt. Es wird der Paragraph unverändert angenommen. Endlich 
wird auch das Ganze des Geſetzes angenommen. 3 

Es folgt der „Bericht der Kommiſſion über den Geſetz Entwurf, 
betreffend den außerordentlichen Geldbedarf der Militair⸗Verwaltung 
für das Jahr 1850, ſowie die Beſchaffung der zur Deckung deſſelben 
erforderlichen Geldmittel.“ 

Abg. Fifcher: Es handelt ſich um eine Voransbewilligung. 
Wir wiſſen nicht, wozu das Geld verwendet werden ſoll. Sollen 
wir es benutzen, um den Krieg gegen Dänemark fortzuſetzen, wie im 
vorigen Jahre? Sollen wir es benutzen, um ein Volk unterdrücken zu 
helfen, das ſein durch Jahrhunderte geheiligtes Aſylrecht gefährdet ſieht? 
Sollen wir es benutzen, um einen Krieg in Deutſchland ſelber führen 
zu helfen? Da ſei Gott vor! Wenn wir dazu das Geld bewilligten, 
fo hieße das, einen ſolchen Krieg provociren! Von jeher find die Par⸗ 
lamente mit Recht getadelt worden, die kurz vor ihrer Auflöfung große 
Summen bewilligten und ſo der künftigen Volksvertretung vorgriffen. 
Ich kann nicht dafür ſtimmen. 

Bei der Abſtimmung erheben ſich ſämmtliche Mitglieder, mit Aus⸗ 
nahme von etwa 8 (Herrmann, Tamnau, Gierke, Fiſcher, Wulfsheim, 
Mieling, Kuh, Striethorſt) für den Entwurf. 

Kriegsminiſter v. Strotha: Ich danke Ihnen für die Bewilli⸗ 
gung des Credits, durch welche es möglich fein wird, die Armee, wenn 
es nöthig fein ſollte, rechtzeitig und wohlausgerüſtet für die Ehre und 
Sicherheit Preußens zu verwenden. (Lebhafter Beifall.) 

Man geht zu No. 1 der Tagesordnung über. Die Kommiſſion 
ſchlägt die Innahme der Beſchlüſſe der zweiten Kammer vom 21. d. 
M. vor und trägt demgemäß darauf an, die 88. 1—4 des erſten Ges 
ſetzentwurfs unverandert anzunehmen, §. 5 dieſes Entwurfs, ſo wie 
den zweiten Geſetzentwurf aber abzulehnen. 

Abg. Knoblauch erhebt ſich mit großer Entſchiedenheit gegen 
die Anträge. Er ſetzt mit erregter und vor Rührung zitternder Stimme 
die Nachtheile des Geſetz-Entwurfes auseinander, erinnert an die 
Handlungsweiſe des verſtorbenen Königs und verwahrt fich feierlich 
vor den Folgen, die durch die übereilten Beſchlüſſe hervorgerufen wer⸗ 
den dürften. Der Finanzminiſter ſucht die Vorwürfe und Befürch⸗ 
tungen des Redners zu widerlegen. Abg. Hauſem ann ſpricht eben⸗ 
falls gegen den Geſetz Entwurf und bemerkt am Schluſſe ſeiner Rede, 
daß derſelbe ein Ergebniß der ganzen Politik des Miniſteriums ſei. 
„Wenn man nicht bald mit guter Manier einen andern Weg einſchlägt, 
ſo werden die Extraordinairen dauernd werden. Es iſt dies die Po⸗ 
litit der möglichſten Grenze. Die Regierung muß ſich doch endlich 
klar werden, welches die Grenze des Möglichen iſt. Wir ſtehen mit 
keiner der Großmächte ſehr gut, mit einigen ſehr ſchlecht. Eine ſolche 
Lage wäre ſchon für England und Frankreich ſehr bedenklich, für uns 
hoͤchſt verderblich. Die Kräfte des Landes werden dabei erſchöpft. 
(Bravo.) 8 

Miniſter v. Rabe ergreift zum dritten Male das Wort zur Ver⸗ 
theidigung des Entwurfs, wobei er erklärt, auf die Politik nicht ein⸗ 
gehen zu wollen, weil es ſich hier allein um Deckung einer Staats⸗ 
ſchuld handele. 

Auch Abg. Knoblauch beſteigt nochmals die Tribüne, ſeine An— 
ſichten zu unterſtützen und den eingebrachten Antrag, die Genehmigung 
zu verſagen, zu motiviren und beſchwört die Kammer, den ſchützenden 
Damm, welcher noch der Fluth des Papiergeldes entgegenſtehe, nicht 
zu durchſtechen. Nachdem der Finanzminiſter nochmals geſprochen 
hatte, wird die Allgemeine Debatte geſchloſſen. Die Vorſchläge der 
Kommiſſion werden ſodann mit großer Mehrheit angenommen. 

Der Präſident theilt mit, daß noch 8 Vorlagen zu erledigen find, 
worunter der Staatshaushalts-Etat, die Provinzial und Bezirks⸗ 
Ordnung, die Poſener Angelegenheit, das Jagd-Polizeigeſetz ꝛc. und 
daß außerdem noch die Wahlen für die Staatsſchuldenkommiſſion vor⸗ 
zunehmen ſind. Er werde deshalb die nächſte Sitzung auf Montag 9 
Uhr anberaumen. Schluß 24 Uhr. 


120te Sitzung der zweiten Kammer vom 23. Februar. 
Präſident Graf Schwerin. Eröffnung der Sitzung 93 Uhr. 

Ein Schreiben des Präſidenten der erſten Kammer meldet, daß 
der von der zweiten Kammer angenommene Entwurf eines Einkom⸗ 
menſteuer⸗Geſetzes von der erſten Kammer verworfen ſei; zugleich er⸗ 
folgt dabei ein neuer Geſetz Entwurf, betreffend die Schlacht- und 
Mahlſteuer und die Klaſſenſteuer. 

Prafident Gr. Schwerin erklärt, die Berathung deſſelben fei 
nunmehr unmöglich. 

Miniſter des Innern bemerkt in feiner Eigenſchaft als Ab⸗ 
geordneter, ob es wohl einen guten Eindruck machen würde, wenn die 
von ber erſten Kammer intendirte Heranziehung der Reichern zur hoͤhe⸗ 
ren Beſteuerung gerade an der zweiten Kammer ſcheitere? (Bravo.) 
Präſident Gr. Schwerin: Die zweite Kammer habe hinlänglich 
ihren Willen documentirt, dieſe Heranziehung ins Leben zu rufen. 

Die Kammer entſcheidet ſich dahin, den Geſetzentwurf der erſten 
Kammer nicht mehr zu berathen Der Entwurf eines Geſetzes 
über die Orts⸗ und Diſtrikts⸗Polizei giebt zu einer allgemeinen 
Distuſſion nicht Anlaß. Unter Verwerfung mehrerer eingebrachter 
Amendements wird der Geſetz Entwurf in ſeinen einzelnen 88. und 
ſchließlich im Ganzen in der Faſſung der erſten Kammer angenom- 
men. Berathung des Jagdpolizeigeſetzes Ar 

Ref. Förſter: Ein ſolches Geſetz ſei dringendes Bedürfniß; die 
Beſchränkung des allgemeinen Jagdrechts ſei durchaus nothwendig. 
Das Prinzip der zwangweiſen Bildung von Jagdbezirken iſt auch ſchon 
in andern Ländern, in Baiern und Braunſchweig angenommen. 

Miniſter v. Manteuffel: Das Jagdgeſetz vom 31. Sept, 1848 
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wollte dem Streben nach Befreiung des Grundbeſitzes von allen Feſ⸗ 
ſeln Genüge leiſten. Man hat aber dabei die Natur des Jagdrechts 
überſehen, man hat nicht bemerkt, daß dieſem Rechte auch Pflichten 
entſprechen. Die daraus hervorgegangenen Uebelſtände find mannich⸗ 
facher Art. Wohlerworbene Rechte, zum Theil ſehr werthvoller Art, 
ſind verletzt worden, das Staatsvermögen verringert. Das Minifte- 
rium will nicht das allgemeine Jagdrecht aufheben, das Jagdrecht auf 
fremdem Grund und Boden herſtellen. Das wäre nur durch eine neue 
Rechtsverletzung möglich. Aber die Ausübung des Rechts muß ge⸗ 
regelt werden. Zahlreiche, ſehr trübe Erfahrungen liegen vor, die 
bei dieſer Regelung leitend ſein können. Die Regierung hat dazu be⸗ 
ſonders drei Mittel für geeignet erachtet: Zwangsverpachtung für al⸗ 
len Grundbeſitz unter 300 Morgen, Löſung von Jagdſcheinen mit 
einer mäßigen Abgabe, Wiedereinführung der Schutz⸗ und Hegezeit. 
Die erſte Kammer iſt dieſen Vorſchlägen im Weſentlichen beigetreten, 
nur eine weſentliche Aenderung hat ſie angenommen. Die Regierung 
fordert nämlich den Jagdſchein nur von dem Jagdpächter, die erſte 
Kammer fordert ihn von jedem Jäger; Ihre Kommiſſion tritt dem 
bei, ſtimmt aber in Bezug auf den niedrigeren Satz der Jagdabgabe 
mit der Regierung überein. Die anderen Differenzen ſind unerheblich. 
; A außerordentlich große Zahl von Amendements wird einge— 

racht. 
Abg. Winzler: Seit dem Jahre 1848 ſei mit allen Mordge⸗ 

wehren, die nur ſeit der Erfindung des Pulvers üblich geweſen, gegen 

das unſchuldige Wild zu Felde gezogen: viel Unfug ſei getrieben; 

dem müſſe geſteuert werden. — Der Redner erklärt ſich für Annahme 

der Beſchlüſſe der erſten Kammer, mit Einſchluß der Erhöhung der 

Jagdabgabe, weil dadurch leichtſinnige, arme Leute ganz von der Jagd 

abgehalten würden. (Bravo.) Das Geld müſſe aber auch nützlich 

verwendet werden, etwa zur Unterſtützung unbemittelter Landwehrmän⸗ 
ner. (Bravo.) 

Miniſter v. Manteuffel: Allerdings hat das Jagdgeſetz von 
1848 der Nationalverſammlung Sympathieen zugeführt, aber bald 
hat man erkannt, was es mit dieſer Pandoragabe auf ſich hat. Von 
allen Seiten ſind Klagen laut geworden, über Verwüſtung der Felder. 
Der Wildſtand iſt ſchon um Dreiviertel vermindert worden und wird 
binnen Kurzem, wenn es ſo weiter geht, ohne Frage bald vernichtet 
ſein. Mir ſind Fälle bekannt von Ausübung des allgemeinen Jagd⸗ 
rechts, die ſelbſt der geehrte Redner nicht billigen würde. Ein Hüte 
junge hat ſich bei Nacht in einen Buſch geſteckt und von da aus einer 
Hirſchkuh beide Vorderläufe abgeſchoſſen und ſie dann im Triumphe 
ins Dorf geſchleppt. — Wenn der Redner ferner darauf hingewieſen 
hat, daß die ländliche Bevölkerung ſich einem gehörig erlaſſenen Ges 
ſetze nicht fügen werde, fo glaube ich erſtens nicht an dieſen Ungehor⸗ 
ſam und dann wird die Regierung Mittel finden, auch dieſen Wider⸗ 
ſtand zu brechen. — §. 1 wird in der Faſſung der erſten Kammer aus 
genommen. — Auch 8. 2 wird nach kurzer Diskuſſion mit Verwer⸗ 
fung aller Amendements, reſtringirender ſowohl als erweiternder, in 
der Faſſung der erſten Kammer angenommen. Ebenſo die 88. 4 — 13. 
— Die Amendements werden ſämmtlich verworfen. — §. 14 han⸗ 
delt von den Jagdſcheinen und der dafür zu zahlenden Abgabe, welche 
die erſte Kammer auf 3 Thlr. jahrlich, die Commiſſion auf 4 Thlr. 
angeſetzt hat. Von jenen 3 Thlr. follen 2 Thlr. in die Ortsarmen⸗ 
kaſſe und 1 Thlr. in die Staatskaſſe fließen zur Bildung eines Fonds, 
der zur Entſchaͤdigung der vor dem 31. Oktober 1818 Berechtigten 
vorbehalten bleibt. Die Commiſſion will ihre Abgabe von 2 Thlr. 
der Kreis-Communalkaſſe überweiſen und die Verwendung der einge⸗ 
henden Beiträge der Kreisvertretung anheim geben. Nach kurzer De⸗ 
batte wird von mehreren Abgeordneten der linken Seite Namensauf⸗ 
ruf beantragt. Die von der erſten Kammer angenommenen Worte des 
§. 14. „ar einen jeden Jagdſchein wird auf das Jahr eine Abgabe 
von 3 Thlrn. einſchließlich des Stempels, entrichtet“ werden mit 175 
gegen 109 Stimmen verworfen. Der Miniſter v. Manteuffel und 
v. b. Heydt ſtimmen mit der Minorität. Damit iſt auch die Beſtim⸗ 
mung über die eventuelle Verwendung der 3 Thlr. gefallen. 

Der Antrag der Commiſſion (ſ.o.) wird mit großer Majorität an⸗ 
genommen. Der vierte Satz des §. 14 (unentgeltliche Ausſtellung von 
Jagdſcheinen an die Königl. und geprüften Privat-, Forſt⸗ und Jagd⸗ 
bedienten) wird in der Faſſung der erſten Kammer angenommen. Der 
F. 15 betrifft die Perſonen, denen der Jagdſchein verſagt werden muß, 
wie die Commiſſion will, oder denen allein derſelbe verſagt werden 
darf, wie die erſte Kammer angenommen hat. 

Die Kammer tritt dem Vorſchlage der Commiſſion bei. 8. 16 
und 17. Strafen für Nichtbeachtung der Vorſchriften über Jagd⸗ 

ſcheine. Die Commiſſion billigt die von der erſten Kammer beſchloſſene 
doppelte Beſtrafung für Vergehen an Sonn- und Feſttagen nicht. 

Für den Beſchluß der erſten Kammer erhebt ſich nur die Minorität. 

Widerſpruch rechts: es ſei keine Zeit zum Aufſtehen geweſen. (Heiter⸗ 

keit.) 

Präſident Schwerin: Es bleibt bei meiner Entſcheidung. Zu 
. 17 hat die Commiſſion den Zuſatz beantragt, daß auch diejenigen, 
welche auf fremden Grundſtücken ohne Berechtigung jagen, wegen 
Wilddiebſtahls oder Jagdeontravention nach den allgemeinen Geſetzen: 
beſtraft werden ſollen. — Wird angenommen. $ 18 und 19 wer⸗ 


den mit Verwerfung der Beſchlüſſe der erften Kammer in der Faſſung 


der Commiſſion angenommen. Die 88. 20 — 24 werden ohne Dis⸗ 
fufjion in der Faſſung der erſten Kammer angenommen. Als 8. 25 
will die Commiſſion einen neuen Paragraphen einſchieben: „Ein ges 
jeglicher Anſpruch auf Erſatz des durch das Wild verurfachten Scha⸗ 
dens findet nicht ſtatt. Den Jagdverpächtern bleibt dagegen unbe— 
nommen, hinſichtlich des Wildſchadens in den Jagdkontrakten vorſorg⸗ 
liche Beſtimmung zu treffen.“ : 

Der Zuſatz der Commiſſion wird angenommen. Nach $. 26 
der Commiſſion ſollen die der Bildung neuer Jagdbezirke hinderlichen 
Jagdkontrakte mit dem 1. Juli d. J., nach $. 25 der erſten Kammer 
fofort mit der Verkündigung dieſes Geſetzes von ſelbſt außer Kraft tre⸗ 
ten. — Die Kammer tritt der Commiſſion bei. §. 27 — 31 wer⸗ 
den mit einer kleinen Modifikation in der Faſſung der erſten Kammer 
angenommen. Auch die Abſtimmung und Annahme des ſo amendir⸗ 
ten Geſetzes erfolgt ſofort. 

Es folgt der Bericht der Central-Budget-Commiſſion über den 
Rechenſchaftsbericht der Regierung über die Staats-Einnahmen und 
Ausgaben des Jahres 1818. 

Referent v. Goerz hebt die Hauptmomente dieſes Berichtes her⸗ 
vor. Von der freiwilligen Anleihe ſind im Jahre 1848 eingegangen 
13,952,000 Thlr., davon find 18 18 verwendet worden 8,867,609 
Thlr. Ein beſonderer Nachweis iſt über dieſe Verwendung von der 
Regierung nicht geliefert; es ſind nur Ueberſichten gegeben. Eine 
ſpecielle Prüfung der Juſtifikation aller Ausgaben hat die Commiſ⸗ 
ſion bis dahin aufſchieben zu müͤſſen beſchloſſen, daß die Rechnung 


über das Budget von 1818 der Kammer zur Entlaſtung der Staats 
regierung vorgelegt werde. Andererſeits aber liegen die Einnahme⸗ 
Ausfälle von 1848, ſo wie die Nothwendigkeit auherorden licher Aus. 
gaben nothwendig vor. Die Commiſſion ſchlägt daher der Kammer 
vor, zu beſchließen: daß fie, unter Vorbehalt der ſpeciellen Prüfung 
bei der Reviſton der für das Jahr 1848 aufzuſtellenden, und ihr, der 
Kammer, zu dem Zweck vorzulegenden Rechnung anerkenne, es ſei die 
in gedachtem Jahre erfolgte Verwendung eines Betrages von 
8,807,609 Thaler der von dem zweiten vereinigten Landtage geneh⸗ 
migten freiwilligen Anleihe durch Dringlichkeit geboten geweſen und 
der Beſtimmung gemäß erfolgt. Die Kammer nimmt dieſen Vor⸗ 
ſchlag ohne Diskuſſion an. 

Die Commiſſion hat ferner, fährt der Referent fort, Gelegenheit 
genommen, die verwahrende Erläuterung einzulegen, daß die für erfor⸗ 
derlich erklärte nachträgliche Genehmigung der Kammern nicht etwa 
gelegentlich bei der Rechnungsabnahme, ſondern daß dieſelbe durch be⸗ 
ſondere Vorlagen, in welchen ein nachträglicher Credit gefordert wird, 
von Seiten der Regierung zu beantragen, von Seiten der Kammer zu 
ertheilen, daß die Form eines Geſetzes dabei zur Anwendung zu brin⸗ 
gen ſei. Es ſoll alſo ausgeſprochen werden, daß mit der Behandlung 
der Etatsüberſchreitung in dieſem ſingulären Falle keinerlei Präjudiz 
1— künftige Ai 8 end PIE Die Kammer tritt auch die⸗ 

utrage bei. er letzte Gegenſtand iſt ei N etref⸗ 
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Präſident Graf Schwerin macht darauf aufmerkſam, daß 
don a die 8 e am 1. Na 1 a, 25 

aß alſo die Berathung eben fo gut be i eit 
babe, Wberſpch eh ſo gut bis zur nächſten ge 

Die Kammer nimmt den Vorſchlag des Präſidenten an, in die 


* Locales ze. 
Verzeichniß der Waſſerſtände der Warthe nach den 
neueſten Berichten. 

In Pogorzeliee iſt die Höhe des Pegels bedeutend überſchrit⸗ 
ten, und ſchon ſeit 8 Tagen keine genaue Angabe möglich geweſen, 
aber anzunehmen, daß der Waſſerſtand am 24. d. M. 18 bis 20 Fuß 
betragen hat. Das Waſſer war damals im Steigen; neuere Nach⸗ 
richten fehlen. 

In Schrim m, wo der höchſte Waſſerſtand am Pegel im Jahre 
1830 das Maaß von IL Fuß 10 Zoll erreichte, betrugen die Waſſer⸗ 
ftände am 23. Febr. 12 Fuß 2 Zoll, am 24. Febr. 12 Fuß 7 Zoll, 
am 25. Febr. Morgens 12 F. 9 Z., Abends 12 F. 8 Z. und ſcheint 
das Waſſer zu fallen. Die Stirnmauer der 3., dicht vor der Stadt 
belegenen, Fluthbrücke wurde am 24. Febr. Nachmittags vom Strome 
unc asc und 3 alen auf 1 7 1 gehemmt, ſie iſt inzwiſchen 

urch Faſchinen, Zudämmung und eine kurze Anſatzbrü i 
berge 8 ze Anfagbrüde wiener 
In Poſen am 25. Febr. am Pegel: Mittags 20 Fuß, Abends 
20 Fuß 3 Joll, am 26. Febr. Vormittags 20 Fuß 7 Zoll; das Waſ⸗ 
ſer ſchien nicht mehr erheblich zu ſteigen. Die Walliſcheibrücke, ob⸗ 
gleich vom Waſſer überfluthet, iſt durch Belaſtung noch bisher glüͤck⸗ 
lich erhalten und nicht abgenommen worden. N 1 

In Obornik: vom 24. Febr. ab ſtieg das Waſſer ſehr ſchnell 
auf 24 Fuß und erreichte am 25, den Staud von 25 Fuß am Pegel 
es iſt noch immer ſtark im Zunehmen. Die dortige Welnabrücke ſteht 
tief im Waſſer und iſt ungeachtet ihrer Belaſtung in Gefahr. Die 
große Warthabrücke ſteht ebenfalls in Gefahr und werden Sicherungs⸗ 
Maßregeln getroffen. br 

In Birnbaum: am 25. Febr. betrug der Waſſerſtand am Pe⸗ 
gel 4 Uhr N.: 13 Fuß 3 Zoll und war noch im Steigen. Der Groß⸗ 
dorfer Damm iſt in der Nacht von den Fluthen durchbrochen worden. 


Poſen, den 26. Februar. Nach amtlichen Nachrichten aus 
Schrimm vom 25. d. M. iſt das Waſſer um 1 Zoll gefallen; eben fo 
iſt nach Privat - Nachrichten aus Konin vom 25. d. M. früh dort das 
Waſſer um 2 Zoll gefallen. 

Bromberg den 22. Februar. Vorgeſtern kam hier ein Re⸗ 
kruten⸗Kommando von Danzig an, um von hier nach Poſen zu ge⸗ 
hen und dort dem 5. Regimente einrangirt zu werden. Dieſe Leute 
ſind beſtimmt, die älteſten Reſerven, welche zum Frühjahr von dieſem 
Regimente entlaſſen werden ſollen, abzulöſen; ſie ſind bereits im Herbſte 
ausgehoben, hatten aber wegen der hohen Nummern, die ſie beim Lo⸗ 
ſen gezogen haben, bis jetzt einen Aufſchub erhalten. Von hier aus 
übernimmt ein Offizier die Führung derſelben bis Poſen, während 
ſie bis hierher nur durch Unteroffiziere geführt ſind. Durch eine weiſe 
Vorſicht der Militairbehörden find übrigens ſaͤmmtliche Mannſchaften 
mit Mänteln verſehen. — Die Weichſel iſt bereits aufgegangen und 
es ſteht täglich eine Ueberſchwemmung der Niederung bevor; an eini⸗ 
gen Stellen iſt dieſe ſogar ſchon erfolgt, und man hat bei den großen 
Schueemaſſen, die dies Jahr überall vorhanden find, nicht ſobald auf 
ein Zurücktreten des Waſſers rechnen. — Für die Veränderung und 
Erweiterung des hieſigen ſehr beſchränkten Schwurgerichtslokals ſind 
bereits die nöthigen Vorbereitungen getroffen, wodurch denn noch ein 
ſehr geräumiges Zimmer dem Lokale hinzugefügt werden würde. 

Verantw. Redakteur: C. E. H. Violet. 


Angekommene Fremde. 
Vom 26. Februar. 
Bazar: Commiſſ. Janiſzewoki a. Vaſzkowe; Probft 


Stojinsti a. Be: 
nice; die Guisb'v Suchorzewski a. Tarnowo u. v. Broniſz a. Otoczno. 


Die Gutsb. Graf Szoldrskt a. Oſſek v. Gosli⸗ 


Hötel de Bavière: 
Gutsp. v. Wronecki a. 


nowski a. 2275 2 Matecki a. Gkupin; 
Wierzenica; KIM. Degen a. Berlin. 

Laue s Hclel de dme: Heerſchaſtgse Bern Winterfeld a. Mur. Goslin. 

Hötel de Vienne: Bevollmächtigter v. Haddes a. Miloslaw; die Gutsb. 
v. Kurowski a. Chwalkowo u. v. Lawicki a. Brzozowo; Gutsp. 
Seredinski a. Jaktorowo. 

Hotel de Dresde: Kfm. Franke a. Potsdam; Gutsb. v. Radonski 
a. Bieganowo. f ri? 

Hotel de Berlin: Gutsb. v. Drweski a. Stolgein; die Gutsp. v. 
rowski a. Naſzkow u. Urbanowicz a. Wiſzt!; Gen. Vevollm. v. Rg⸗ 
kowski u. Frau. d, Neb a Sutrone; Vürgermſt. Lcwandewsti 
a. Samter; Frau Bürgerin Witkvwski a. Droſzewo; Kfm. Groth 
a. Hamburg. £ 0 3 

m Eichenkranz: Die Weinhändl. Weinhändler sen. u. Weinhändler 

Jun. a. Maad; Kim. Callmann a. Mainz. 

Drei Lilien: Gaſtw. Jakubowski a. Önefen; Gutsb. Teitgen a Gosciſzyn. 

Im Schwan: Kim. Friedmann a. Santomyol. 


Markt⸗Bericht. 
Berlin, den 25. Februar. 


Am heutigen Markt waren die Preiſe wie folgt: Weizen nach 
Roggen loco und ſchwimmend 26 — 274 

pr. Frühjahr 25 a 242 Rthlr. verk. 25 Br., 244 G., 
uni 254 Rthlr. Br., 254 G., Juni⸗Juli 264 Rthlr. Br., 


Qualität 50—51 gthlr. 


Rthlr. 
. 


264 bez, 26 G., Juli⸗Aug. 27 Nihlr. Br., 264 G., 


196 


Rthlr. Br. Gerſte, große loco 22 — 24 Rthlr., kleine 19— 21 
Hafer loco nach Qualität 16—18 Kthlr., pr. Frühjahr 
50pfd. 144 Rthlr. Br., 144 G. Erbſen, Kochwaare 32—40 Kthlr., 
Futterwaare 29—32 Rthlr. Rüböl loco 13 Rthlr., pr. Febr. 13 a 
122 Rthlr. verk., 13 Br., 125 G., Febr⸗März 121, 4 u. 3 Rthlr. 
N G., März April 12 Rthür. verk., 125 Br., 126, 
April⸗Mai 1257 a 12 Rthlr. verk., 12 Br. u. G., Mai⸗Juni 12 


Rthlr. 


verk., 124 Br., 4 
Sept.⸗Okt. 274 


Rthlr. Br., Juni⸗Juli 114 Rthlr. Br., Sept.⸗Okt. 117 u. 11 Rthlr. 
verk., 113 Br., 11 G. Leinöl loco 114 Rthlr. Br., pr. März⸗April 
114 Rthlr. Br., April⸗Mai 114 Rthlr. Br. Mohnöl 154 Rthlr. 
Palmöl 123 a 124 Rthlr. 
12 a 122 Rthlr. 


Hanföl 14 Rthlr. Südſee⸗Thran 


Druck und Verlag von W. Decker K Comp. in Poſen. 


Mittwoch den 27. Februar findet im Saale des 
Caſino das 


Abſchieds⸗Konzert 


von F. F. Smolar 
ſtatt. Billets zu 4 Thaler find in den Buchhand⸗ 
lungen der Herren Mittler und Scherk und am 
Tage des Konzertes am Eingange in den Saal zu 
1 Rthlr. zu bekommen. Anfang 74 Uhr. 

Der vierte Theil der Einnahme iſt für 


die durch Waſſersnoth Verunglückten beſtimmt. 


Für die in hieſiger Stadt Ueberſchwemmten find 
bei uns eingegangen: 

von J. K. Z. 10 Sgr.; L. aus Stettin 2 Rtlr.; 
J. M. L. 1 Rthlr. 20 Sgr.; Rechtsanwalt Brach⸗ 
vogel 5 Rthlr.; A. Kunkel 5 Rthlr.; M. Z. 1 Rtlr.; 
E. S. 1 Kthlr.; A. K. 15 Sgr.; G. v. R. 15 Rtlr.; 
V. 5 Rthlr.; Juſtizrath Wandelt 6 Rthlr.; Philip⸗ 
pine N. 1 Kthlr.; vom Mühlenbeſitzer Krotochwil 
5 Rthlr.; K. 1 Rthlr.; Kunſtgärtner Ludwig 
Reichert 1 Rthlr. Zuſammen 50 Kthlr. 15 Sgr. 

Poſen, den 26. Februar 1850. 
Die Zeitungs⸗Expedition von W. Decker & Comp. 


Außerdem ſind beim Comité eingegangen von den 
Herren: 1) Komm. General v. Brünneck 50 Rthlr., 
2) Med.⸗Rath Cohen van Baren 15 gthlr.; 3) 
Buchh. Döpner 10 Rthlr.; 4) Kond. Giovanoli 2 
Rthlr.; 5) Reg.-Rath Schnell 5 Rthlr.; 6) Ollen⸗ 
dorf I Rthlr.; 7) Sal. Zaffe 20 Rthlr.; 8) Zus 
panski und Moralinski 1 Rthlr.; 9) J. 3 Nthir.; 
10) Kontr. Naumann 3 Rtlr.; 11) Molard 10 Sgr.; 
12) Arnold 1 Rthlr.; 13) Königsberger 3 Rthlr.; 
14) Deſt. Fiebig ! Rtlr.; 15) Kfm. Cegielski 3 Rtlr.; 
16) Kfm. Goldberg 5 Rtlr.; 17) Wwe. Siewecke I 
Rthlr; 18) App.⸗G.⸗R. Jeiſek 3 Rthlr.; 19) J. A. 
v. G. 1 Rtlr.; 20) Zupanski 1 Rthlr.; 21) Haupt 
1 fehlr.; 22) Labes 4 Kthlr.; 23) Pohl 1 Rtlr.; 
24) Sal. Lewy 1 Rtlr.; 25) Lißner 3 Rtlr.; 26) 
1 5 Rilr.; 27) No. 98. 15 Sgr.; 28) Amts: 
R. Klinghardt 2 Rthlr.; 29) Vonhoff 1 Rtlr.; 30) 
Gadebuſch 1 Rthlr.; 31) Buchholz 1 Rthlr.; 32) 
Werner 1 Rtlr.; 33) Gebr. Anderſch 5 Rtlr.; 31) 
N. N. durch Zehe 1 Rthlr.; 35) Lipowitz 2 Rtlr.; 
36) Klemp. Günter 2 Rtlr.; 37) Apothek. Körber 
10 Rtlr.; 38) Wittwe Königsberger 25 Rtlr.; 39) 
Aſſ. v. Crouſaz 4 Rthlr.; 40) Kfm. Aſch 6 Kthlr.; 
41) Seifenſieder Rehfeld 2 Rthlr.; 42) Kfm. Graͤt 
10 Rtlr.; 43) Sekr. Rejewski 1 Rtlr.; 44) durch 
Modeſt von Grabowski geſammelt 51 Rtlr. 20 Sgr.; 
45) Kaufm. Herrmann 10 Rthlr.; 46) Gutsbeſitzer 
Douchy 50 Rthlr.; 47) Kaufm. Träger 15 Rrlr.; 
48) Kramus I Rthlr.; 49) Fiebig 1 Rtlr.; 50) 
Herrmann Bielefeld 10 Rtlr.; 51) O.⸗P.⸗Dir. Es⸗ 
pagne 10 Rthlr.; 52) Kaufm. Wittkowski 10 Rtl.; 
53) Ziegler 1 Rthlr.; 54) G. G. 1 Rthlr.; 55) 
Schön 2 Rthlr.; 56) vom jüd. Schneidermſtr.Ver⸗ 
ein 10 Rthlr.; 57) Apoth. Wagner 3 Rthlr.; 58) 
Spiro 15 Sgr.; 59) Johanna 10 Sgr.; 60) 
Ephraim 5 Sgr.: 61) Korach 21 Sgr.; 62) Mo⸗ 
* 1 Rtlr.; 63) Jacoby 15 Sgr.; 64) Baumann 

Rtlr.; 65) Neuſtadt 5 Sgr.; 66) Slomowski 1 
Rthlr. 15 Sgr.; 67) Damroſch 10 Sgr.; 68) Aſch 
10 Sgr.; 69) Leipziger 10 Sgr.; 70) Wolf 2 
Rthlr.; 71) Munk 15 Sgr.; 72) Schottländer 
15 Sgr.; 73) Lewy 10 Sgr.; 74) Iſid. Lichten⸗ 
ſtein 15 Sgr.; 75) Welter 1 Rthlr. 15 Sgr.; 76) 
Krothe 2 Rthlr.; 77) Schönlank 15 Sgr.; 78) Prof. 
Müller 5 Rthlr.; 79) Maj. v. Treskow 10 gthlr.; 
in Summa: 424 Rthlr. 17 Sgr. 6 Pf. 

Außerdem ſind mehrere Packete von Kleidungs⸗ 
ſtücken und an Lebensmitteln eingegangen: 1) von 
Herrn J. von Mycielski auf Kobylepole 80 Viertel 
Kartoffeln; 2) von Gutsb. v. Ziemecki auf Chibi 
12 Viertel Kartoffeln; 3) Ober-Präf. v. Beurmann 
10 Viertel Erbſen; 4) W. F. Meyer 4 Ctr. Graupe, 
4 Ctr. Gries; 5) Mendel Cohn 1 Scheffel Roggen⸗ 
mehl, 1 Scheffel Gerſtgruͤtze und 1 Scheſſel Heide 
grüße. Außerdem einige Würſte ıc. 


Verſpätet. 

Statt beſonderer Meldung empfehlen ſich allen 

Verwandten und Bekannten als ehelich Verbundene 
A. J. Flatau, 
Clara Flatau, geb. Daffis. 

Die geſtern den 24. d. Mis. Abends 29 uhr er⸗ 
folgte glückliche Entbindung ſeiner Frau von einem 
geſunden Knaben zeigt ergebenſt an 
Blaſche, Reg.⸗Sekretair. 
—. . 


Bekanntmachung. 

Diejenigen Pfänder, welche in den Monaten 
April, Mai, Juni, Juli, Auguſt und September 
1849 bis zum Verfalltage der gewährten Darlehne 
und noch ſechs Monate fpäter, bei der hieſigen ftäb- 
tiſchen Pfandleih⸗Anſtalt nicht eingelöſt worden, ſol⸗ 
len in terminis den 29. und 30. April d. J. in 
den Vormittagsſtunden von 9 bis 12 Uhr auf dem 
Rathhauſe öffentlich verſteigert werden. 

Poſen, den 5. Januar 1850. 

Der Magiſtrat. 


Bekanntmachung. 
Der Stanislaus v. Chlapowski zu Tur⸗ 
wia und feine Ehefrau Sophia geborne v. Kur⸗ 
natowska, haben mittelſt Ehevertrages vom 13. 
November 1849 vor ihrer Verheirathung die Ge⸗ 
meinſchaft der Güter und des Erwerbes ausgeſchloſ— 
ſen, welches hierdurch zur öffentlichen Kenntniß ge⸗ 
bracht wird. 
Goſtyn, den 26. November 1819. 
Königliche Kreisgerichts-Deputation. 


Ediktal⸗Citation. 

I) Die Gebrüder Andreas und Joſeph BA 
kiewiez, Söhne des am 9. Auguſt 1830 zu 
Groß⸗Jeziory verſtorbenen Förfters Mar⸗ 
tin Bakiewiez, von denen der Andreas, 
nachdem er im Jahre 1821 das väterliche Haus 
verlaſſen, in Klony und zuletzt vor circa 24 
bis 25 Jahren in Zberki als Wirthſchafts⸗ 
Schreiber konditionirt; der Joſeph Bakie— 
wiez aber, nachdem er 14 Jahre alt, das 
älterliche Haus verlaſſen und bei dem Schorn⸗ 
fteinfeger Buczkowski hierſelbſt in die Lehre 
getreten, als Schornſteinfegergeſelle ſich im 
Jahre 1829 von Gneſen aus auf die Wan⸗ 
derſchaft begeben haben ſoll, 

2) der Stanislaus Kalamaykowski, ge 
bürtig aus Groß⸗Jezior hieſigen Kreiſes, 
ehelicher Sohn der Oekonom Franz und He⸗ 
lena Kalamaykowskiſchen Eheleute, wel 
cher, ſichern Nachrichten zufolge, im Jahre 
1830 ſich in feinem 15. Lebensjahre von Czo⸗ 
lowo, Schrimmer Kreiſes, dem nachmaligen 
Wohnorte ſeiner als Wittwe nachgebliebenen 
Mutter, nach Polen begeben, als Soldat an 
dem Inſurrektions⸗Kriege der Polen gegen Ruß⸗ 
land Theil genommen, und bei der letzten 
Erſtürmung von Warſchau im Jahre 1831 
geblieben ſeyn ſoll, und ſeitdem verſchollen iſt, 

werden, da ſeit jener Zeit ihre vermuthlich nächſten 
Erben über ihr Leben, jetzigen Aufenthalt oder fer⸗ 
nern Verbleib keine Nachricht erhalten haben, auf 
deren, und des den Abweſenden beſtellten Curators 
Antrag hierdurch öffentlich vorgeladen, ſich zu dem, 
zu ihrer näheren Vernehmung auf 

den 30. Januar 1851 Vormittags 11 Uhr 
vor dem Deputirten Herrn Appellations⸗Gerichts⸗ 
Referendarius Vatiche hier angeſetzten Termine 
entweder perſoͤnlich zu geſtellen oder auf glaubhafte 
Weiſe ihren zeitigen Aufenthaltsort ſchriftlich anzu⸗ 
zeigen, widrigenfalls fie für todt erklart und ihr ge⸗ 
gegenwärtiges und künftiges Vermögen ihren ſich 
meldenden legitimirten Erben, event. dem Fiseus 
als ein bonum vacans zugeſprochen und ausgeant⸗ 
wortet werden wird. 

In gleicher Weiſe werden deren etwa nachgelaſ— 
ſene unbekannte Erben und Erbnehmer hierdurch 
öffentlich vorgeladen, ſich im obigen Termine mit 
ihren Anträgen zu melden, damit mit Verichtigung 
des Erbes-Legitimations-Punktes verfahren werden 
könne, widrigenfalls fie mit ihren Erbanſprüchen 
werden präkludirt werden. 

Schroda, den 17. Januar 1850. 

Königl. Preuß. Kreis-Gericht. 
Erſte Abtheil. für Civilſachen. 
Bekanntmachung. 

Auf Grund der Beſtimmung des 8. 3 des Gefez- 
zes vom 19. November 1849, betreffend die Feſt⸗ 
ſtellung der bei Ablöſung der Reallaſten zu beach⸗ 
tenden Normal-Preiſe und Normal-Marktorte, wer⸗ 
den alle zum Bezug ablöslicher Reallaſten im Kreiſe 
Gneſen Berechtigten hierdurch eingeladen, ſich am 
11. März e. Vormittags 11 Uhr im Saale des 
Rathhauſes hierſelbſt einzufinden, um die Mitglie⸗ 
der für die Diſtrikts-Kommiſſion zu erwählen. 

Gneſen, am 7. Februar 1850. 

Königlicher Landrath. 


Die Handels⸗Akademie in Danzig bett. 


Während des Curſus 1849/1850, welcher mit 
Ende März d. J. das 18te Jahr des Beſtehens der 
Anſtalt beſchließt, haben 24 Schüler die Anſtalt 
beſucht, von denen ſich gegenwärtig noch 20 Schüs 
ler darin befinden. Donnerſtag den 4. April 
d. J. Morgens 8 Uhr wird der neue Curſus in bei 
den Klaſſen beginnen, wozu ich die gefälligen Mel⸗ 
dungen ſchon von jetzt ab an jedem beliebigen Tage 
erbitte, und auch gern mündlich oder ſchriftlich naͤ⸗ 
here Auskunft ertheilen werde. — Der Lehrplan 
bleibt unverändert. 

Danzig, den 11. Februar 1850. 

Richter, 
Direktor der Anſtalt, Hundegaſſe No. 80. 


Für die Dauer der Ueberſchwemmung der Ger⸗ 
berſtraße wohne ich bei meinem Bruder, Hrn. Sa⸗ 


lomon Jaffé, Dominikanerſtraße No. 5. 


Dr. Jaffé 
Be praktiſcher Arzt. 
Den geehrten Mitgliedern des Vereins für Hand⸗ 
lungsdiener zur Kenntnißnahme, daß Mittwoch 
den 27. d. kein Vortrag ſtattfindet. 
Das Komitee. 


— Greg Adolph Aſch. 
Vom 1. April d. J. ab ift in meinem Haufe Wit: 
helms⸗Platz Nro. 13. eine möblirte Stube im 2. 
Stock, nach der Lindenſtraße hinaus, zu vermiethen. 
v. Bünting, Major a. D. 
Eine Wohnung mit ſechs Piecen, zwei Treppen 
hoch, und zwei zuſammenbängende möblirte Stus 
ben ſind zu vermiethen im Odeum bei 


zu vermiethen. 

In Rakwitz iſt ein Wohnhaus nebſt vollſtän⸗ 
dig eingerichteter Färberei mit den nöthigen Utenſi⸗ 
lien und einer Rolle von 24 Fuß Länge ſofort zu 
vermiethen oder zu verkaufen. — Das Nähere bar- 
über beim Kaufmann Ignatz Klemezynski da⸗ 
ſelbſt zu erfragen. 


Gemuͤſe⸗, Blumen-, Gras- und Gehoͤlz-Saamen, 
ſo wie Georginen-Knollen und Standengewächſe, 
Obſtbäume und Zierſträucher find in guter Quali⸗ 
tät bei mir zu haben, und können Verzeichniſſe dar⸗ 
über in meiner Wohnung, Königsſtraße No 6/7. 
hierſelbſt, in Empfang genommen werden; auf por— 
tofreie Anfragen werden dieſelben franco zugeſendet. 

Poſen, den 22. Februar 1850. 

H. Barthold, 
Prov. ⸗Pflanzungs-⸗Inſpektor. 


Zucht⸗Böcke⸗Verkauf. 


Die Herrſchaft Partſchendorfer Oekonomie-Ver⸗ 
waltung in Mähren, Prerauer Kreiſes, an der 
ſchleſiſchen Grenze und von der Nordbahn⸗Station 
Stäuding eine halbe Meile entfernt, bringt hiermit 
zur Kenntniß: daß in den hieſigen Merinos-Stamm⸗ 
Schäfereien mit dem Verkauf edler Zuchtböcke be⸗ 
gonnen, und wird dabei bemerkt, daß dieſelben über» 
aus geſund, ſehr kräftigen Schlages und hochedle 
Wolleträger find. — Woll-Muſterkarten, fo wie 
der der Zeit angemeſſene Preis der verkäuflichen 
Böcke liegen bei Herrn Oberamtmann Methner 
in Breslau, Ohlauer⸗Straße No. 58. zur An⸗ 
ficht bereit, und wird den Herren Schäferei⸗Beſu⸗ 
chenden nach vorangegangener Anzeige ihrer Ankunft 
Fahrgelegenheit zum genannten Bahnhof geſtellt 
werden. Carl Langner, 

Oekonomie-Verwalter. 


— ——- . — - b — :: ͤĩ˙ ²k—h0¹..- — ò•:G— — 


Neunte Aufl. — In Umſchlag verſlegelt. — Preis: 1 Dukaten. F 
Bei Wilh. Schrey in Leipzig erſchien ſo eben in Commiſſlon, und iſt in Bofen bei Gebrü⸗ 


der Scherk, Markt No. 77., vorräthig: 


Der persönliche Schutz. 


Aerztlicher Ratßhgeber bei allen Krankheiten der Geſchlechtstheile, die in Folge heim⸗ 
licher Jugendſünden, übermäßigen Genuſſes in der geſchlechtlichen Liebe und durch Anſteckung entſtehen, 
nebſt prakt. Bemerkungen über das männliche Unvermögen, die weibliche Unfruchtbarkeit und deren Hel⸗ 
lung. Mit 40 erläuternden anatomiſchen Abbildungen. Zuerſt publieirt von S. La’ Mert 


in London. 


Stark vermehrt, vielfach verbeſſert und 12 8 Mitwirkung mehrer prakt. Aerzte herausgegeben 


von Laurentius in Leipzig. Pte Aufl. 8. 175 S. 

Allen Perſonen, die in ihrer Jugend die Selaven der Sinnlichkeit waren, oder es noch find; Al⸗ 
len, die das heilige Band der Ehe knüpfen wollen und ſich nicht ganz rein von früherem Fehl 
wiſſen; Allen, die die Nachwehen von jugendlichen Verirrungen jetzt in ihrem reiferen Alter durch Leiden 
aller Art empfinden; Allen endlich, deren Ehe in Folge von Kinderloſigkeit trübe und freudlos iſt, — wird 
dieſes Buch als ein ſichrer, wohlmeinender Rathgeber zur Wiederberſtellung ihrer Geſundheit und zur 
Kräftigung und Befeſtigung ihres Organismus anempfohlen. Die Geſundheit iſt das höchſte 
Glück auf Erden, denn was nützt Geld und Gut mit Kränklichkeit, Geſchwächtheit und Erſchlaffung! — 

WARNU e — Da unter diesem und ähnlichem Titel fehlerhafte Auszüge und 
Nachahmungen dieses Buches, sowie andre schlechte Fabrikate erschienen sind, so wolle der 
Käufer, um sich vor Täuschungen zu wahren, die Ausgabe von Laurentius bestellen 
und bei Empfang darauf schen, dass das Werk mit dessen vollem Namenssiegel versiegelt 
ist. Ausserdem ist es das Aechte nicht, — 


in neueſter Façon empfehlen 
Gebe öder Aſch. Ecke Neue⸗Straße 70. 


Die Erſte Berliner Strohhut ⸗Waſch⸗ 
und Appretir⸗Anſtalt 


von 


C. Ewald aus Berlin, 


Ritterſtraße No. 5. in Poſen, 
empfiehlt ſich mit ihrer Maſchine zur Umarbeitung 
von Italiener-, Stroh- und Vordüren⸗Hüten jeder 
Art nach den neueſten diesjährigen Fagons, Wäſche 
und franzöoͤſiſche Bleiche auf's Sauberſte, Schnellite 
und Billigſte. 

Den Herren Kaufleuten und Putzhaͤndlern bei 
3 von Dutzenden einen bedeutenden 
Rabatt. 


Vimsſtein⸗Seife 


empfiehlt als etwas Neues in drei verſchiedenen 
Sorten: 


zum Nachwaschen 
in Etuis mit 2 Flacons und genauer Anweiſung 
zum Gebrauch, à 25 Sgr. 

Ein einfaches, rein unſchädliches, ſchnell wir- 
kendes Färbungsmittel, um grauen, gebleichten 
und rothen Haaren eine ganz natürliche ſchwarze 
oder braune Farbe zu geben. Für die ſichere Wir, 
kung dieſes leicht anwendbaren Mittels wird gas 
rantirt, und zeichnet ſich daſſelbe vor allen bishe⸗ 
rigen Färbungsmitteln dadurch aus, daß das da⸗ 
mit gefärbte Haar keineswegs den gewöhnlichen 
kupferfarbigen Schein, ſondern eine wahrhaft na⸗ 
türliche dunkle Farbe erhält. 

Aechte China-Pomade 
in Topfen a 10 Sgr. 

Die Haarwurzeln und das krankhafte Haar ſtär⸗ 
kend und das Wachsthum derſelbend beförberud. 

Aromatische Mandelseife 

in Stücken à 5 Sgr., 
zur Herſtellung einer ſchönen zarten Haut. 
Pariser Glanz- Lack 
in Flaſchen von 2 Pfund à 10 Sgr. 

Für wenige Pfennige kaun man mittelſt dieſes 
Lackes alles Schuhwerk gleich lackirtem Leder auf 
das Feinſte lackiren. Bei der jetzt herrſchenden Mode, 
auf Bällen und in Geſellſchaften nur in lackirtem 
Schuhwerk zu erſcheinen, iſt obiger Lack beſonders 
empfehlenswerth. ! 

Feinste rothe Pariser Car- 

min-Tinte 
in Flaſchen à 4 Sgr. 
Einzig und allein acht zu haben bei 
Ludwig Johann Meher, 
2 Neueſtraße neben der Griechiſchen Kirche. 

WER Acchtes Kilettenwurzelöl! 
wovon die Bärte und Kopfbaare wirklich 
wachsen, die Fl. zu 10 und 6 Sgr., ist nur 
bei Klawir No. 14. Breslauer-Strasse, 


Zum Mittagstifch im Abonnement pro Monat 
6 Thlr. ladet ergebenſt ein 
Gerlach, Wilhelmsplatz No. 15. 


Odeum. 
Donnerſtag den 28. Februar: 


Großes Konzert, 


von der Kapelle des 5. Infanterie-egiments. 

Die ganze Einnahme iſt zum Beſten der Ueber⸗ 
ſchwemmten in Poſen beſtimmt. 

Anfang 64 Uhr. Entree 5 Sgr., ohne der Wohl⸗ 
thätigkeit Schranken zu ſetzen. 


E. Winter 
Muſikmeiſter im 5. Inf.-⸗Regmt. 
Lambert. 


Colosseum. 
Heute Mittwoch den 27. Februar: 


Große Redoute 
mit und ohne Maske. 
Entree für einen Herrn 10 Sgr. Damen frei. 
Anfang 8 Uhr. 
Peiſer. 


